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Druck und Verlag von Otto Thiele in Halle a. S,

Um den HillZwiſchenfall zum Abſchluß
zu bringen,

beſuchte, wie uns aus Waſhington gemeldet wird, der
deutſche Botſchafter Freiherr Speck von Stern-
burg Montag abend auf Verabredung den Präſi-
denten Rooſevelt. Als Ergebnis der Konferenz wird
folgende Note ausgegeben.

Jm Anſchluß an die bereits vom deutſchen Auswärtigen Amt
veröffentlichte Mitteilung hat auch der deutſche Botſchafter der
Bundesregierung die Verſicherung übermittelt, daß niemals eine
Aenderung in dem Standpunkt gegenüber Hill und der herzlichen
Bereitwilligkeit, Hill in Berlin willkommen zu heißen, eingetreten
ſei. Offenbar ſind einige Aeußerungen, die im gelegentlichen Ge-
ſpräch gemacht wurden, entſtellt und übertrieben worden, ſodaß
ein vollſtändig irrtümlicher Eindruck von der ganzen Angelegen-
heit hervorgerufen wurde. Die beiden Regierungen haben niemals
an dieſen Mißverſtändniſſen teilgenommen. Bei der Wahl Hills
iſt die Erwägung ausſchlaggebend geweſen, daß er unter allen
Beamten des diplomatiſchen Dienſtes als der am meiſten ge-
eignete erſchien für dieſe beſondere Stellung, eine Stellung aller-
erſten Ranges an Ehren ſowohl wie an Verantwortlichkeit, bei
welcher man deshalb auch wohl darauf achtete, daß dorthin ein
erfahrener Diplomat und bewährter Redner, eine Autorität in
Sachen des internationalen Rechtes und ein Kenner des Deutſchen
geſandt wurde, der mit gleichem Geſchick als Mitarbeiter des
Staatsſekretärs unter John Hay gearbeitet und als Geſandter
im Auslande nacheinander zwei Poſten bekleidet hat, auf deren
letzterem er im Haag bemerkenswerte Dienſte leiftete. Dieſe
Abſicht wird und wurde ſtets vom Kaiſer perſönlich und von
Deutſchland in vollem Umfange anerkannt. Der Regierung lag
im Falle Hill ganz beſonders daran, zum Ausdruck zu bringen,
daß der Beſitz nur beſcheidener Mittel kein Hindernis für die
Beförderung zu den höchſten Stellungen bildet, und deswegen
bedauert ſie ſo außerordentlich, daß der Kongreß es terlk
für die auswärtigen Botſchafter angemeſſene Wohnungen zu be
willigen. Dieſe Unterlaſſung wirkt direkt zugunſten m
Männer und ermöglicht ſo außerordentliche Hontraſte e
Aufwand zweier nachetnande Inhaber desfelben
Die noch nicht notifizierte Ernennung Hills zum Botſchaf F in
Deutſchland wird in Uebereinſtimmung mit dem geſtern aben
billigten Plan morgen dem Senate zugehen. Für die Zurü
berufung Towers iſt ein Zeitpunkt noch nicht feſtgeſtellt, doch er
wartet man, daß Hill ihn im Anfang des Monats Mai er-
etzen wird.4 Wie wir bei Redaktionsſchluß noch aus Waſhington

erfahren, iſt die Ernennung Hills zum votſchafter n
Deutſchland ſowie A. M. Beauprés zum Geſandten in den
Niederkanden und Spencer Eddys zum Geſandten in r
tinien dem Senat zugegangen. Towers Rück-
tritt wird zum 1. Juni erfolgen.

Verband der Aerzte Deutſchlands zur WahrungHer e ihrer wirtſchaftlichen Jutereſſen
ſchreibt uns mit der Bitte um Veröffentlichung

Jn einem in der Düſſeldorfer Akademie für praktiſche Me
»dizin gehaltenen Vortrag über die Stellung des Arztes in den
ſozi itiſchen Verſicherungsgeſetzen hat vor kurzem GeheimerDr. t zie Frage der Arbeitsniederlegung der
Aerzte, des ſogenannten Aerzteſtreiks, behandelt; er kommt zu
dem Ergebnis, daß die Einführung eines geſetzlichen Zivanges
der Aerzte zur Mitarbeit an der Arbeiterverſicherung gegen ſtaat
lich beſtimmte Honorare ernſtlich zu erwägen ſei, da „im Falle
eines allgemeinen Verſagens der Aerzteſchaft in einem beſtimmten
Bezirke“ ein „öffentlicher Notſtand“ entſtehen könne. Ein Recht
zum Streik oder Bohkott billigt er „den Aerzten, die im Dienſt
der Verſicherungsträger ſtehen, ſolange nicht zu, als ſie ſich als
Organe der öffentlichen Staatseinrichtungen im Dienſte des
öffentlichen Wohles und der ſozialen Geſetze betrachten.

Nachdem dieſe Ausführungen durch die politiſche Tagespreſſe
den Weg in die Oeffentlichkeit gefunden haben, erlauben wir uns
die höfliche Bitte, folgendem in Jhrem geſchätzten Blatte Auf
nahme gewähren zu wollen.

Die Auffaſſung, daß durch Aerzteſtreiks bei Verweigerung
der ärztlichen Hilfe das öffentliche Wohl gefährdet werde, iſt nicht
zutreffend: Eine ärztliche „Arbeitsniederlegung“ bedeutet nichts
weiter als den Abbruch der offiziellen Beziehungen zu den Ver
waltungen der Krankenkaſſen uſw., den Trägern der ſozialen
Verſicherung, und zwar nach Ablauf etwa beſtehender vertrag-
licher Verpflichtungen. Den erkrankten Kaſſenmitgliedern gegen-
über erfolgt eine Niederlegung der Arbeit nicht. Sie werden nach
wie vor ärztlich verſorgt, nur mit dem Unterſchied, daß ſie als
Privatpatienten gelten und dementſprechend, für den Arzt aus
ihrem Verhältnis zu den Krankenkaſſen losgelöſt, ebenſo ange
ſehen und behandelt werden wie jeder andere Kranke in der
Privatpraxis.

Sittliche Verpflichtungen, die in ſeinem Berufe begründet
ſind, hat der Arzt zunächſt nur gegenüber dem kranken Menſchen.
Gegenüber den Krankenkaſſen Vorſtänden jedoch, „den Organen
der öffentlichen Staatseinrichtungen“, können die Aerzte nur
dann das Vorhandenſein einer Verpflichtung anerkennen, wenn
die beiderſeitigen Rechte und Pflichten durch einen nach Ueber
einkunft geſchloſſenen Vertrag geregelt ſind. Der große Pflichten-
kreis der Aerzte gegenüber den Bedürfniſſen der Wohlfahrts
Geſetzgebung und der öffentlichen Geſundheitspflege wird dadurch
nicht im mindeſten berührt; ſein Vorhandenſein iſt ſtets aner
kannt werden, und die deutſchen Aerzte wurden den Aufgaben,
die er ihnen ſtellbe, ſeither in bollem Umfange gerecht.

Wenn ſie heute von Koalitionsrecht und Arbeitsniederlegung
in dem oben umſchriebenen Sinne Gebrauch machen, ſo tun ſie
das nur voigedrungen, und zwar zum Zwecke einer geordneten,
allen Bekeiligten gerecht werdenden Regelung ihrer Stellung zu
den VerwaltungsOrganen der Krankenkaſſen uſw. Recht und

Pflicht zu ſolcher Anwendung der Selbſthilfe leiten ſie her aus
der Erkenntnis, daß die ſeither erfolgte einſeitige, willkürliche
Regelung ihrer Stellung innerhalb der ſozialpolitiſchen Geſetz
gebung bedenkliche Schädigungen des ärztlichen Standes in
materieller und ſittlicher Beziehung zur Folge gehabt hat, deren
Beſeitigung auch im Jntereſſe des allgemeinen öffentlichen
Wohles und damit im Jntereſſe des Staates aus den verſchie
denſten Gründen dringend geboten erſcheint.

Deutſches Reich.
Die Budgetkommiſſion des Reichstages ſetzte am

Dienstag die Beratung der Ergänzungsetats für
die Schutzgebiete fort und nahm eine von Dernburg
begründete Regierungsforderung auf Bewilligung von zwei
Millionen zur Fortführung der Uſambarabahn von Mombo
bis zum Panganifluß, ferner 325 000 Mark zur Vermehrung
des Fuhrparks der Uſambarabahn und Aufſtellung eines
Drehkrans in Tanga an. Die Budgetkommiſſion nahm
ſchließlich den ordentlichen Etat an.

Jn der Sitzung der Börſenkommiſſion des Reichstages
am 31. März wurden die Anträge Weber und Genoſſen, die
ſogenannten Kompromißanträge zur Regierungs-
vorlage, bis zum 8 12 angenommen. Zu der Ter-
mingeſchäftsfähigkeit der in das Handelsregiſter
eingetragenen Krämer und kleinen Handwerker erklärte
Miniſter Dr. Delbrück, daß im allgemeinen nur Vollkauf-
leute in das Handelsregiſter eingetragen werden ſollten. Die
Eintragung der Handwerker und Kleinkaufleute bilde eine
Ausnahme Die verbündeten Regierungen glaubten des-
halb, um eine Einigung zu erreichen, auf ihrer Vorlage nicht
beſtehen zu ſollen, umſomehr, als ſonſt leicht das ganze Ge-
ſetz ſcheitern könne. Die Weiterberatung iſt auf Dienstag
vormittag vertagt.

Vereins und Verſammlungsrecht. Die erſte heſſiſche
Hammer lehnte den von der zweiten Kammer einſtimmig an
genommener Antrag Haag u. Gen. betreffend die Vereins u
Verſammlungsfreiheit, in welchem die Regierung erſucht wird,
im Bundesrat dahin zu wirken, daß die im Großherzogtum ge-
währleiſtete Vereins- und Verſammltingsfreiheit durch das
Reichsvereinsgefetz nicht heeinträchtigt und nicht verkümmerſt
werde, einſtimmig ab. Der Staatsminiſter ſprach der erſten
Kammer für die ſeitens der erften Kammer der Regierung ge
wordene Unterſtützung feinen Dank aus. Darauf gaben Redner
aller Parteien in der zweiten Kammer ihrem Bedauern darüber
Ausdruck, daß der Staatsminiſter ſich in bewußtem Gegenſatz zu
dem einſtimmigen Beſchluß der zweiten Kammer geſtellt habe.

Alkohol und Eingeborenen-Politik. Die „Nordd. Allg.
Ztg.“ ſchreibt: Unter dem Titel „Alkohol und Eingeborenen-
Politik“ iſt von der Kolonialverwaltung dem Reichstage die
von der Budgetkommiſſion ſeinerzeit erbetene Darſtellung
über den Umfang des Alkoholismus bei den Eingeborenen
und über die Mittel zu deſſen Bekämpfung vorgelegt worden.
Aus der Darſtellung der Denkſchrift ergibt ſich, daß von
einer zunehmenden Verſeuchung der Kolonien nicht ge-
ſprochen werden kann. Die Geſamteinfuhr von Branntwein
in Weſtafrika betrug 1898: 2807 000 Liter, 1906: 2 797 000
Liter, es iſt ſomit eine Verminderung der Brannt-
weineinfuhr feſtzuſtellen. Trotzdem will die Regierung gegen
den Alkoholkonſum ſchärfere Maßregeln ergreifen. Jn der
Denkſchrift wird dargelegt, daß vor allem eine international
feſtzulegende einheitliche Zollerhöhung anzuſtreben ſei.
Gleichzeitig müßte die Produktionsabgabe auf einen einheit-
lichen Normalſatz feſtgelegt und die Beſeitigung aller Diffe-
rentialzölle im Spirituoſenverkehr durch die Brüſſeler Kon-
vention beſtimmt werden. Ferner ſoll die Erhöhung der
Verkaufsabgaben, namentlich in Togo, in Erwägung gezogen
werden. Auch ein Verbot des Verkaufs von Branntwein an
Minderjährige iſt zu erwägen, wie die Ausdehnung des Ver-
kaufsverbots an Eingeborene oder vollſtändige Alkoholſperre
in gewiſſen Gebieten von Kamerun. Für Oſt und Südweſt-
afrika konnten ſchärfere Strafbeſtimmungen bei Ueber-
tretung der Verbote ins Auge gefaßt werden.

Zuckerkonvention. Die Vertreter der an der Jnter-
nationalen Zuckerkonvention beteiligten Mächte ratifizierten
am Dienstag in Brüſſel die neu beſchloſſenen Vereinbarun-
gen, durch die die Jnternationale Zuckerkonvention bis zum
1. September 1913 verlängert wird.

Kirchliche Beratungen. Jn Berlin haben am Diens-
tag Beratungen ſämtlicher Konſiſtorialpräſi-
denten und Generalſuperintendenten der
älteren Provinzen mit dem evangeliſchenOberkirchenrat über wichtige, die Landeskirche be
le Fragen begonnen, die heute, Mittwoch, fortgefetzt
werden.

Berufung des Staatsſekretärs von Tirpitz ins Herrenhaus.
Wie nach der „Frankf. Ztg.“ verlautet, wird der Staatsſekretär des
Reichsmarineamts, Admiral v. Tirpitz, nach Abſchluß der Etats
beratungen ins Herrenhaus berufen werden.

Deutſcher Flottenverein. Der geſchäftsführende Aus-
ſchuß des Deutſchen Flottenvereins hat die Vorſitzenden der
Landes und Provinzialverbände, ſowie die perſönlichen
Mitglieder des Geſamtvorſtandes auf Sonntag, den 12. April
nach Berlin ins Hotel de Rome zu einer Beſprechung ge
laden, in der außer verſchiedenen Satzungsänderungen auch
die Vorſchläge für die in Danzig ſtattfindende Wahl des Prä-
ſidiums erörtert werden ſollen.

F Von den württembergiſchen Eiſenbahnen. Mit Zu
ſtimmung des Staatsminiſters der auswärtigen Angelegenheiten
hat der Vorſtand der Generaldirektion der Staatseiſfenbahnen,
Direktor v. Stieler, den Vorſtänden der in Württemberg be
ſtehenden Eiſenbahnbeamten- und Unterbeamtenvereine in einer
Konferenz mitgeteilt, daß angeſichts des ungünſtigen Abſchluſſes
der Eiſenbahnverwaltung auch auf dem Gebiete des Perſonal-
weſens eine Vermeidung von Mehrausgaben notwendig iſt. Die
Beamten und Unterbeamten würden ſich für die
nächſte Zeit in ihren Wünſchen auf Beſſerſtellung be
ſcheiden müſſen, da es ſich im nächſten Hauptetat nur darum
handeln könne, einzelne Unebenheiten in den Gehaltsbezügen
auszugleichzn Erhebliche Aufbeſſerungen irgendtvelcherr Art
könnten nicht in Ausſicht genommen werden.

Verurteilung eines Anarchiſten. Die Strafkammer des
Landgerichts Frankfurt a. M. verhandelte am Dienstag unter
ſtrengem Ausſchluß der Oeffentlichkeit gegen den Anarchiſten
Schloſſer Emil Buſch, der in einer kürzlich von ſozialdemokratiſcher
Seite veranſtalteten Arbeitsloſenverſammlung geſprochen hatte.
Er wurde der öffentlichen Beleidigung des Reichskanzlers für
ſchuldig befunden und zu einem Jahr Gefängnis verurteilt,

Preußiſcher Landtag.
Herrenhaus.

10. Sitzung vom 31. März, t Uhr.
Am Miniſtertiſch: Breitenbach, v. Moltke.
Auf der Tagesordnung ſteht die Fortſetzung der Etats-

beratung.
Beim Etat des Bureaus des Staatsminiſteriums ſpricht
Prof. Dr. Hillebrandt-Breslau ſeine Befriedigung über die

vom Hauſe bekundete Ablehnung der Uebertragung des Reichs
tagswahlrechts auf Preußen aus. Der einzige, der an dem be
ſtehenden preußiſchen Wahlrecht Kritik geübt habe, Profeſſor Loe
ning, ſei dabei zu weit gegangen. Das Dreiklaſſenwahlrecht ſei
ein Wellenbrecher und als Vorbild des Kommunalwahlrechts ein
doppelter Wellenbrecher gegen die demagogiſche Flut, die nament
lich in den Großſtädten alles überfluten würde, wenn das Reichs
tagswahlrecht an die Stelle des Dreiklaſſenſyſtems trete. Wenn
Herr Loening von einer bloßen Aenderung des preußiſchen Wahl
rechts eine Eindämmung der demagogiſchen Agitation erwarte, ſo
ſei er im Jrrtum. Sie werde nicht eher aufhören, ehe nicht Männ
lein und Weiblein vom 20. Jahre ab das Reichstagswahlrecht im
Reich, in den Einzelſtaaten und den Kommunen erhielten. Das
dürfe nicht geſchehen das preußiſche Wahlrecht müſſe als Gegen
gewicht gegen das Reichswahlrecht beſtehen bleiben. Ein großer
Teil ſeiner politiſchen Freunde lehne jede Aenderung des preußi
ſchen Wahlrechts ab, jedenfalls ſo lange, als nicht auch im Reiche
eine Wahlrechtsreform erfolgt, die die Schäden des Reichstags
wahlrechts beſeitigt oder mildert. (Zuſtimmung.)

Graf Mirbach wendet ſich ebenfalls gegen die Auffaſſung des
Prof. Loening in der Wahlrechtsfrage. Die Fortſchrittspartei habe
ſeinerzeit einen Zentrumsantrag, der Preußen das Reichstags
wahlrecht einführen wollte, rundweg abgelehnt; erſt nach 1879, als
die Zahl der Fortſchrittsmandate zurückging, habe man das Reichs
wahlrecht für Preußen als eine liberale Forderung aufgeſtellt.
Der Redner verweiſt auf das Wahlrecht in England, dem nach An
ſicht der Liberalen freieſten Lande der Welt; das engliſche Wahl-
recht ſei viel eingeſchränkter als das preußiſche. Deſſen Haupt-
wert liege in ſeiner anti ſozialdemokratiſchen Tendenz, aber auch
darin, daß es dem Mittelſtande den gebührenden politiſchen Ein-
fluß ſichere, nicht den oberen Zehntauſend. Das preußiſche Parla
ment ſei ein Mittelſtandsparlament, kein Parlament der Pluto-
kratie. Der Redner tritt dann der Auffaſſung entgegen, als ſei
Fürſt Bismarck wirklich ein Gegner des preußiſchen Wahlrechts
geweſen. Sein Ausſpruch von dem „elendeſten aller Wahlſyſteme“
ſei nichts als eines der taktiſchen Manöver, deren ſich der Fürſt
ſo gern bediente, wenn er etwas durchfetzen wollte. Der Satz
„quieta non movere“ berge eine alte politiſche Weisheit, die alle
verantwortlichen Politiker beherzigen follten. (Zuſtimmung.)

Oberbürgermeiſter Struckmann-Hildesheim: Die Aeußerung
des Prof. Loening, das preußiſche Wahlrecht ſei ungerecht und un-
wahr, war ſcharf, aber nicht zu ſcharf. Es iſt leicht geſagt, deut
ſcher Mannesmut fordere öffentliche Abſtimmung. Abhängigkeit
macht Mannesmut oft nicht möglich. Jetzt iſt die gegebene Zeit
zu einer Wahlrechtsänderung. Das Reich mag ſein Wahlrecht be-
halten. Das Reichstagswahlrecht in Preußen will auch ich nicht.

v. Buch: Man ſtrebt danach, die Rechte der Parlamente zu er
weitern. Man baut prunkvolle Paläſte und viel zu große Präſi
dialwohnungen und trägt ſich mit dem Gedanken, dem Präſidenten
Repräſentationsgelder zu bewilligen. Jetzt wollen die Abgeord
neten freie Fahrt haben, um überall Erkundigungen einzuziehen.
Jch ſehe davon ab, daß die Freikarten zu Badereiſen uſw. benutzt
werden können. Man verweiſt dabei auf das Anſtandsgefühl des
einzelnen, aber in ſolchen Fragen traue ich kaum meinem eigenen
Anſtandsgefühl. Heiterkeit. Die Grenze zwiſchen Regierungs
gewalt und den Rechten der Parlamente muß ſcharf gezogen
werden. Meine Freunde können ſich hier dem Votum des Abge
ordnetenhauſes nicht anſchließen. (Beifall rechts.)

Prof. Loening-Halle bedauert die Verſchiebung der Beamten
beſoldungsreform. Ueber das preußiſche Wahlrecht möchte die
Rechte ſagen: quieta non movere. Der erſte Antrag, das Reichs
tagswahlrecht für Preußen einzuführen, wurde im Jahre 1869
vom freikonſervativen Abgeordneten v. Kardorff geſtellt, und Bis-
marck ſtellte damals eine Vorlage in Ausſicht, durch die größere
Uebereinſtimmung zwiſchen dem Reich und Preußen herbeigeführt
werden ſolle. Man ſcheint die Bewegung für Abänderung des
preußiſchen Wahlrechts zu unterſchätzen. Jch wiederhole meine
Ueberzeugung: Unſer Wahlrecht iſt unwahr und ungerecht. 91
Prozent der Wähler kommen nicht zu ihrem Recht. Durch das in
direkte Wahlverfahren wird das Intereſſe an der Wahl abge-
ſchwächt, und ſo haben wir denn auch ſtets eine ſchwache Beteili-
gung an unſeren Landtagswahlen. Die Aenderung der ſozialen
ünd wirtſchaftlichen Verhältniſſe muß eine Wahlrechtsänderung
nach ſich ziehen. Kommt es im Abgeordnetenhauſe zu einer Ver-
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a aene über ein geheimes und direktes Wahlrecht, ß wird ſich
offentlich auch im Herrenhauſe eine Mehrheit dafür finden.

Prof. Dr. HillebrandtBreslau: Die Arbeiter haben ſich
bisher um die Landtagswahlen zu wenig bekümmert. Würden im
nächſten Abgeordnetenhauſe mehr chriſtliche Arbeiter ſitzen, ſo
würden wir das begrüßen.

Frhr. v. Lucius: Bismarck wollte ſeinerzeit auch im Reiche
ein öffentliches Wahlrecht. Hinſichtlich der Freikarten ſchließe ich
mich Herrn v. Buch an. Die Freikarten haben im Reich in den
70er Jahren ſchon einmal beſtanden, und das Vorrecht wurde ſtark
mißbraucht. Die Regierung möge auf den Abgeordnetenhaus-
antrag nicht eingehen. (Beifall.)

Oberbürgermeiſter Bender-Breslau: Das Kommunalwahl-
recht iſt erheblich beſſer als das preußiſche Wahlrecht. So haben
wir in den Stadtverordnetenverſammlungen auch Arbeiterver-
treter. Das iſt gut ſo, denn wir brauchen ſie wie das tägliche
Brot. Eine Fülle von ſchlechten Geſetzen verdanken wir dem
Sinne das dem Lande vier und fünffache Macht
gi

Beim Etat der Eiſenbahnverwaltung beſpricht
Graf Mirbach die Perſonentarifreform, die eine koloſſale Be

läſtigung für das Publikum bedeute.
Miniſter Breitenbach: Die Fahrkartenſteuer wird wohl bald

reformiert werden.
Graf v. Roon: Die Arbeiterwochenfahrkarten

nicht mehr den Verhältniſſen.
Bevorzugung.

Fürſt zu Salm begrüßt die Stellung des Miniſters zur
Tarifreform und bittet, dafür zu ſorgen, daß in DeZügen die
Zugführer wieder Zuſchlagskarten für die Benutzung höherer
Klaſſen ausgeben können.

Miniſter Breitenbach: Die Beibehaltung der Arbeiterfahr
karten empfiehlt ſich aus ſozialen und wirtſchaftlichen Rückſichten.
Die Perſonentarifreform hat ſich durchaus bewährt. Jhre Wir-
kung iſt nur durch die Fahrkartenſteuer beeinträchtigt worden.

Beim Juſtizetat erklärt auf Anregung des Referenten
Juſtizminiſter Veſeler, daß die Möglichkeit einer Verminde

rung der Kollegienmitglieder erwogen werde.
Prof. Dr. ZornBonn: Die Vorbildung unſerer Juriſten iſt

nicht befriedigend. Bei der erſten juriſtiſchen Prüfung dürfte
nicht nur der Juſtizminiſter maßgebend ſein, da es ſich neben

entſprechen
Sie ſind eine ungerechtfertigte

den reinen Juriſten um Verwaltungsbeamte, Kommunal
beamte uſw. handelt. Der Rahman der Prüfungskommiſſion
müßte vom Staatsminiſterium feſtgeſetzt werden. Gegenwärtig
komme bei der erſten Prüfung Staatsrechts- und Volkswirt
ſchaftslehre nicht genügend zur Geltung. Jch möchte nicht den
Juriſten, die im Jahre 1908 das Examen machten, die Frage
vorlegen, inwiefern ſtaatsrechtlich das Jahr 1808 für Preußen
beſonders wichtig war. Jch möchte da meine ſüddeutſchen Lands-
leute bitten, an dieſe Zeiten Preußens zu denken. Jch fühle mich
als Süddeutſcher ſtolz darauf, Preußen den Dank dafür aus
ſprechen zu dürfen, daß es auch den Süddeutſchen, den Sachſen
die Möglichkeit bereitet hat, das Glück zu empfinden, ſich als
Angehörige eines großen Staates zu fühlen. (Bravo.) Daß
ein Süddeutſcher, ein Sachſe in den Reichstag gewählt werden
kann, verdanken wir den preußiſchen Waffen und der preußiſchen
Staatskunſt. Bei den ſüddeutſchen Repliken gegen Preußen iſt
mir manchmal das Blut in Wallung gekommen. Wenn man
die Verdienſte Preußens kennen würde, würde man etwas be
ſcheidener ſein. Wenn man bei dem außerordentlich ge
wachſenen Stoff nach einem 7. juriſtiſchen Semeſter verlangt
wird der Vorſchlag mit den Worten abgetan: „Dann wird eben
noch ein 7. Semeſter gebummelt.“ Jch will nicht den Beweis er
bringen, daß auf den Univerſitäten nicht gebummelt wird. Man
darf dieſe Behauptung aber nicht übertreiben. Außerdem hat
eine gute Verbindung großen Wert und trägt oft mehr zur Bil
dung der Perſönlichkeit bei als das Studium. (Sehr richtig.)
Auch ſind ſich die Studenten des Ernſtes der Zeit bewußt ge
i Jch bitte daher die Frage des 7. juriſtiſchen Semeſters
wohlwollend zu prüfen. Bei der großen Arbeit vor 100 Jahren
war der Zweck, gwiſchen Volk und Beamtenſchaft bezw. Staat
eine engere Verbindung herzuſtellen. Wenn das geſchieht, wird
es möglich ſein, unſer Volk auf ſeinen großen Bahnen zu erhalten
und vor ſchweren Gefahren zu bewahren. (Bravo.)

Prof. LoeningHalke befürwortet die Einführung von Klau
ſurarbeiten für die erſte juriſtiſche Prüfung. Jn der mündlichen
Prüfung ſollte das öffentliche Recht mehr zur Geltung kommen.
ſerr r ſo ſchroff fordern, da die Ge

ummelns do i i en ihie an e Ferelgen doch eſteht. Mit drei Jahren iſt das

uſtizminiſter Dr. Veſeler: Eine Reviſion üordnung wäre vielleicht am Platze. Die werde Wer
Frage ernſte Aufmerkſamkeit zu. Schon jetzt wird in der münd-
lichen Prüfung auf das Verwaltungs- und Staatsrecht großes
Gewicht gelegt. Die neuen Beſtimmungen über die Klauſur-
arbeiten werden dazu beitragen, daß der Prüfling, zumal die
Themata aus den verſchiedenſten Gebieten genommen werden
ſollen, ſchon in der Studienzeit mit den von den Vorrednern ge
wünſchten Disziplinen ſich beſchäftigt.

Oberlandesgerichtspräſident a. D. Hamm-Vonn bezeichnet die
Einführung der Klauſurarbeiten als Fortſchritt. Jetzt kommen
die jungen Leute mit einer gewiſſen Weltfremdheit vom Gym-
naſium. Schon dort ſollte ihr Geſichtskreis durch Bürgerkunde
erweitert werden. Unſere Prüfungen wenden ſich zu ſehr ans
Gedächtnis und überſehen dabei ganz das Gemüt. Wir ſollten
wieder auf den Gedanken des Miniſters Schönſtedt zurückkommen
daß die beſtandene Aſſeſſorenprüfung kein „muß“ für die An
ſtellung bringt. Die Perſönlichkeit iſt das Entſcheidende.
d e e e venegt jetzt ſchon iſt die Tüchtigkeit
as und es beſte on heute die Möglichkeifähige Elemente fernzuhalten. on heute die göolanelt an

Miniſterium des Jnnern.
Oberbürgermeiſter a. D. Becker fragt, ob ſich die anderweitie v e e oite W wen habe. Uge

iniſter des Jnnern v. Moltke: Ein i es il in a abſchließendes Urteil iſt
raf Schwerin (zur Geſchäftsordnung) bittet die vorliegenden Anträge bis zur Erledigung des Etats zurückzuſtellen. Ver

Etat muß rechtzeitig verabſchiedet werden. Darum habe ich
namens der Etatskommiſſion meinen Antrag eingebracht.

Herzog v. Trachenberg wendet ſich gegen den Äntrag, der eine
Vergewaltigung bei der Etatsberatung bedeute.

Präſident Frhr. v. Manteuffel: Von einer Vergewaltigung
kann nicht die Rede ſein. Die Art, wie wir uns mit dem Etat
zu befaſſen haben, iſt des Herrenhauſes nicht würdig. (Lebh. Zu
ſtimmung.) Der Etat kam ſpäter zu uns, als verabredet war.
Wir können ja auf das Abgeordnetenhaus keine Preſſion aus
üben. Aber wir könnnen ſagen: Wenn wir den Etat nicht zu
einer beſtimmten Friſt erhalten, wird der Etat bis zum 831. März
nicht fertig. (Sehr richtigl) Der Zweck der langen Beratung
des Abgeordnetenhauſes iſt unfindbar. Es ſind ſo gut wie keine

n r ar r m J bin bereit, heute ſonge zu ſitzen, wie Sie wollen. er ich kann niemand zwiüber die 5. Stunde hierzubleiben. s men
Herzog v. Trachenberg: Ich ziehe meinen Antrag zum Etat

zurück und bringe ihn als ſelbſtändigen Antrag ein.
Präſident Frhr. v. Manteuffel: Jch bin bereit, den Antrag

auf t r ar Wirhes zu bringen.Puttkamer und Graf v. Mirbach beſchweren ſich über Auswüchſe des Automobilismus. ſch ſh
Prinz zu Schönaich-Colorath gibt der Hoffnung Ausdruck,

Daß der Haftpflichtgeſetzentwurf für Automobilbeſitzer bald nach
Oſtern im Reichstage zur Verabſchiedung kommen wird.

Der Etat des Innern wird nach längerer Debatte Lewilligt.

a

Darauf tritt Verkagung auf Mittwoch 12 Uhr ein. Es liegt
alſo die Tatſache vor, daß der Etat am 1. April nicht fertig und
auch kein Notgeſetz geſchaffen wird.

Schluß 654 Uhr.

Deutſcher Reichstag
135. Sitzung vom 30. März, abends 8 Uhr.

Am Bundesratstiſch von Bethmann-Hollweg,
Kraetke, Wermuth.Die dritte Leſung des Etats wird beim Etat des Reichsjuſtiz-amts fortgeſetzt. Nach kurzer unweſentlicher Debatte eniſpinnt

ſich noch eine längere Auseinanderſetzung zwiſchen den Abgg.
Roeren (Ztr.) und Müller-Meiningen (freiſ. Vp.).

Darauf wird der Reſt des Juſtizetats genehmigt. Ferner
genehmigt werden die Etats des Reichsſchatzamts, des Kolonial
amts, der Schutzgebiete und des Reichsinvalidenfonds.

Nach kurzen Bemerkungen der Abgg. Singer (Soz.), Hue (Soz.)
und Giesberts (Ztr.) zum Poſtetat und einer Erwiderung des
Staatsſekretärs Kraetke, bis jetzt habe ſich das Bedürfnis einer
Teilung des Oberpoſtdirektionsbezirks Düſſeldorf noch nicht als
notwendig erwieſen, gelangt auch der Poſtetat zur Annahme.

Jn der Geſamtabſtimmung wird der Etat in dritter
Kſung gegen die Stimmen der Sozialdemokraten bewilligt.

Jn der 136. Sitzung vom 31. März 1 Uhr wird zunächſt der
Bericht der Reichsſchuldenkommiſſion pro 1908 debattelos der
Rechnungs- Kommiſſion überwieſen.

Auf der Tagesordnung ſteht weiter die erſte Leſung des Ge
ſetzentwurfs betr. die
Beſchäftigung von Hilfsmitgliedern im Kaiſerlichen Patentamte.

Die Vorlage gewährt dem Reichskanzler die Ermächtigung,
im Falle des Bedürfniſſes Perſonen, welche die Befähigung zum
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt beſitzen oder
welche in einem Zweige der Technik ſachverſtändig ſind, mit den
Verrichtungen eines Mitgliedes des Patentamts zu beauftragen.
Und zwar „auf eine beſtimmte Zeit oder für die Dauer des Be
dürfniſſes“.

Abg. Junck (natl.): Es handelt ſich hier um ein Notgeſetz be
hufs erleichterter Bewältigung der wachſenden Geſchäfte des
Patentamts. Es empfiehlt ſich aber, die Ermächtigung nur auf
eine beſtimmte Zeit, und zwar auf drei Jahre, bis 31. März 1911,
zu erteilen. Darin liegt dann auch ein Compello zu der ſchleunigen
Reviſion des Patentgeſetzes.

Staatsſekretär v. Bethmann-Hollweg: Es handelt ſich hier in
der Tat nur um ein Notgeſetz, und der Wunſch des Vorredners
liegt durchaus im Sinne der Vorlage.

Abg. Dove (frſ. Vgg.) ſtimmt dem Abg. Junck zu.
Abg. v. Damm (wirtſch. Vgg.) würde im Gegenſatze zu beiden

Vorrednern aus dem Hauſe doch eine kommiſſariſche Vorberatung
für angebracht gehalten haben. Er, wie der Abg. Kirſch (Ztr.),
der einiger Bedenken halber dieſe Auffaſſung teilt, verzichtete
jedoch darauf, Verweiſung an die Kommiſſion zu beantragen.

Ohne weitere Debatte wird alsdann die Vorlage gleich in
zweiter Leſung mit der Aenderung auf Antrag Junck an-
genommen, daß die in der Vorlage ausgeſprochene Ermächtigung
nur bis Ende März 1911 erteilt wird.

Es folgt die erſte Beratung des Ergänzungsetats betr.
Einführung des Poſt-Ueberweiſungs- und Scheckverkehrs.
Staatsſekretär Kraetke empfiehlt kurz die Vorlage und teilt

dabei u. a. mit, daß die Errichtung von 9 PoſtScheck Aemtern be
abſichtigt ſei.

Abg. Röſicke (konſ.) erklärt, daß er der Sache ſkeptiſch gegen-
überſtehe, gern ſähe er den Poſtſcheckverkehr nicht eingeführt. Die
Sache liege bei uns doch etwas anders als in Oeſterreich. Denn
bei uns ſei das Genoſſenſchaftsweſen, namentlich auch das land
wirtſchaftliche, hoch entwickelt, deshalb flöſſen gegenwärtig bei uns
die disponiblen baren Gelder den Genoſſenſchaften zu. Hätten wir
erſt den Poſtſcheckverkehr, gingen die disponiblen Gelder an die
Poſt, ſo würde dieſe ſie doch wohl an die Reichsbank abliefern!
Und da würden ſie ſchwerlich dem Handwerk, überhaupt dem
kleinen Mann dienſtbar gemacht werden, ſondern weit mehr dem
Großkapital!

Abg. Singer (Soz.): Wir können nicht zugeben, daß die
Gründe des Vorredners gegen die Vorlage zutreffend ſind. Wir
werden daher auch im Prinzip für die Vorlage eintreten.

Abg. Weber (nl.): Meine Freunde ſtimmen der Einführung
des Poſtſcheckverkehrs im Prinzip zu und können auch die Bedenken
des Vorredners nicht teilen. Wir halten die Vorlage vielmehr für
eine geeignete Grundlage. Was die Bedenken des Abg. Roeſicke
anlangt, ſo wünſchen auch meine Freunde keine Schädigung des
land wirtſchaftlichen Genoſſenſchaftsweſens. Aber gerade auf dem
platten Lande wird der Poſtſcheckverkehr ſehr willkommen ſein.
Eine Verzinſung der Einlagen wünſchen auch meine Freunde nicht.
Jm Gegenſatz zu Herrn Singer meinen wir, daß es unbedenklich
iſt, die Gebührenfeſtſetzung einſtweilen dem Reichskanzler zu
überlaſſen. Wir beantragen Ueberweiſung der Vorlage an eine
Kommiſſion.a Kaempf (frſ. Vp.): Die Bedenken des Abg. Röſicke vom
Standpunkt des platten Landes verſtehe ich nicht recht. Er be-
fürchtet Schädigung der Sparkaſſen und Genoſſenſchaften. Aber
Leute, die Geld, ſeien es auch nur 100 Mk., bei der Poſt zinsfrei
einlegen, während ſie anderswo Zinſen erhalten können, gibt es
auch auf dem platten Lande nicht. Einen Erfolg kann dieſes Ge-
ſetz nur haben, wenn in größerem Umfange von dem Scheckverkehr
Gebrauch gemacht wird. Daß der Poſtſcheckverkehr den Genoſſen
ſchaften Konkurrenz macht, halte ich für ausgeſchloſſen. Billige
Gebühren und iges Abſtreifen aller bureaukratiſchen Formali-
täten tut aber not.Abg. Nacken (Ztr.) erklärt, die Beſorgniſſe des Abg. Röſicke
betr. Schädigung der Genoſſenſchaften nicht teilen zu können, da
ja eine Verzinſung der Einlagen nicht ſtattfinde. Wegen einiger
Einzelbedenken wünſche aber auch er kommiſſariſche Beratung.

Abg. Raab (wirtſch. Vgg.) wünſcht, daß die Gebühren keines
falls zu niedrig bemeſſen werden. Auf ihre Koſten müſſe die Poſt
unter allen Umſtänden kommen.Abg. Arendt (Rp.) erklärt, ſeine Freunde ſtünden der Vor
lage freundlich gegenüber. Die Einzelheiten ſeien aber etwas zu
kompliziert, und da werde die Kommiſſion Abhilfe zu ſchaffen
haben.

Die Vorlage geht ſodann an die Budgetkommiſſion. Es folgt
die erſte Beratung der

Novelle zum Münzgeſetz.
(Einführung von 25-Pfg.Stücken, ſowie Erhöhung der Kopf
quote an Silberſcheidemünzen von 15 auf 20 Mark.)

Reichsſchatzſekretär Sydow empfiehlt die Vorlage in kurzen
Ausführungen.

Abg. Speck (Zir.) äußert Bedenken gegen beide Punkte der
Vorlage. Grundſätzlich ſeien ſeine Freunde zwar nicht gegen
Erhöhung der Kopfquote an Silbermünzen. Aber es frage ſich
doch, ob nicht der Betrag von 20 Mark zu hoch gegriffen ſei.

Schatzſekretär Sydow: Der Vorredner trug eine ſolche Reihe
kleinerer Gründe vor, als ob er ſagen wollte: Die ganze Richtung
paßt mir nicht! Der Reichstag hat ja ſelber die Petition der
Osnabrücker Handelskammer um Ausprägung von 25-Pfg.
Münzen dem Reichskanzler zur Erwägung überwieſen, und der
Wunſch nach Schaffung dieſer Geldſorte iſt alsdann in verſtärktem
Maße aus Kreiſen der Jnduſtrie und Landwirtſchaft laut ge
worden.

Abg. Ortel (natl.) tritt für beide Vorſchläge der Vorlage ein.
Abg. Henning (konſ.): Wir halten die Vorlage im Gegen

ſatze zu dem Herrn Schatzſekretär doch nicht für ſo ganz harmlos.
Aber es wird doch nunmehr anerkannt, daß ein beſonderer Wert
auf die Vermehrung der Silberprägungen zu legen iſt. Wir
gtauben auch durchaus nicht, daß damit die Gokdwährung irgend
wie geſchädigt wird, im Gegenteil, unſere Golddecke erfährt gerade
durch die vermehrte Silberauspragung einen Schutz. Wir glauben

nicht, daß eine Erhöhung auf 18 Mark genügen würde. Für den
Augenblick vielleicht, aber nach wenigen Jahren würde man ſich
doch wohl zu einer Erhöhung auf 20 Mark entſchließen müſſen.

Abg. v. Strombeck (Ztr.) ſpricht für das 25-Pfennigſtück,

das er ſeinerzeit angeregt hat. rAbg. Dr. Arendt (Rp.) iſt gleichfalls für das 25-Pfennig
ſtück, falls ſeine Form praktiſch gewählt wird, befürwortet einige
Scheidemünzen, die Ausprägung von Dreimarkſtücken und be-
gründet das Erfordernis einer Kopfquote von 20 Mark.

Abg. Kaempf (frſ. Vp.): Als ganz harmlos möchte ich die
Vorlage doch nicht anſehen, ſie hat doch ihre ſehr ernſte Seite.
Was die 25-Pfennig-Müngzen anlangt, ſo iſt das Bedürfnis danach
von ſo vielen Seiten laut geworden, daß man ſich in der Kom
miſſion wohl nur noch über die Form der Münze wird ver
ſtändigen müſſen. Gegen eine Vermehrung der Silbermünzen-
Ausprägung habe ich inſoweit nichts einzuwenden, als die Aus-
prägung und Ausgabe nur je nach dem Bedürfnis erfolgt. Gegen
wärtig hat ſich ja in der Tat ein gewiſſer Mangel an Silber
münzen gezeigt. Das Vertrauen, das unſere Reichsbanknoten
beſitzen, beruht auf der Gewißheit, daß ſie durch Gold gedeckt
ſind. Redner erklärt ſich demgemäß mit dem Antrage auf kom
miſſariſche Beratung einverſtanden.

Nach kurzer weiterer Erörterung geht die Vorlage an eine
Kommiſſion von 14 Mitgliedern.

Es folgt die Beratung der zum Poſtetat beantragt geweſenen,
dort aber zurückgeſtellten Reſolution Gamp: in einem Nachtrags-
etat Oſtmarkenzulagen für die mittleren Kanzlei und unteren
Poſtbeamten in der Provinz Poſen und den gemiſchſprachigen
Gebieten Weſtpreußens zu fordern.

Ein Amendement Ablaß (frſ. Vp.)
„unwiderruflich“ gewähren.

Ferner liegt ein Antrag Ablaß u. Gen. vor, über die Reſo
lution Gamp namentlich abzuſtimmen.

Abg. Schulz (Rp.): Wir haben ſtets den Reichsbeamten die
Oſtmarkenzulagen geben wollen, aber widerruflich, die Linke auch,
aber unwiderruflich. Wir haben dann, um etwas zuſtande zu
bringen, den neutralen Ausdruck „außerordentlich“ gewählt.

Schluß des Berichts 6 Uhr.

Ausland.
ODeſterreich-Ungarn. Der Budgetausſchuß des

öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſes ſetzte
geſtern die Beratung des Juſtizetats fort. Der Juſtiz-
miniſter betonte, daß er beſtrebt ſei, den Bedürfniſſen der
verſchiedenen Volksſtämme tunlichſt Rechnung zu tragen.
Auf den Sprach enſtreit in Eger übergehend, wider-
legte er die ihm hierbei gemachten Vorwürfe und verwies
auf die langjährige vom oberſten Gerichtshofe geübte Praxis,
nach der die Beſtimmungen über die äußere Amtsſprache der
Judikatur der Gerichte unterliegen. Ein Eingreifen der
Juſtizverwaltung ſei mit Rückſicht auf die durch die Staats-
grundgeſetze gewährleiſtete Unabhängigkeit der Richter un-
möglich. Weiter wies der Miniſter auf die politiſchen und
wirtſchaftlichen Nachteile der tief bedauerlichen Kontroverſe
über die Sprachenfrage hin und betonte dringend die
eotwendigkeit, Normen zu ſchaffen, die inhalt-

lich für bei de annehmbar ſeien und durch genauere
Beſtimmungen über den Sprachengebrauch den alten, ſtets
wiederkehrenden Streitigkeiten ein Ende bereiten ſollen. Ein
ausführliches und klares Sprachengeſetz ſei der einzige
Weg, um eine ruhige und gleichförmige Praxis zu erzielen
und die Rückwirkungen politiſcher Beſtrebungen auf die
Tätigkeit der Gerichte abzuwehren. Die gleichen Gründe
gälten für die Notwendigkeit der geſetzlichen Regelung der
inneren Amtsſprache.

Jtalien. Der Kaſſationshof hat am Dienstag nachmittag die
Nichtigkeitsbeſchwerde Naſis für unzuläſſig erklärt.

Frankreich. Jm Miniſterrat gab der Miniſter für öſſentliche
Arbeiten, Barthou, bekannt, daß die internationale Konferenz in Bern
betreffend Zugangsbahnen zum Simplon ihre Arbeiten
am 12. Mai wieder aufnehmen werde.

Jm Miniſterrate teilte auch der Kolonialminiſter Mil liés
Lacroix mit, daß er die Abſicht habe, ſofort nach Schluß der
Kammerſeſſion eine Beſichtigungsreiſe nach Franzöſiſch
Weſtafrika zu unternehmen.

Präſident Fallières hat ein Geſetz unterzeichnet, das die Ver
wendung vvn weißem Phosphor bei der Herſtellung von
Streichhölzern verbietet.

Spanien. Da Miniſterpräſident Maura von einer Verlängerung
der Kammerſeſſion Abſtand nahm, verzichtete die geeinigte republikaniſche
Minorität auf weitere Obſtruktion gegen die Vorlagen der Regierung.
Jnſolge dieſes Beſchluſſes behielten ſich acht Mitglieder der republikaniſchen
Partei ihre Handlungsfreiheit vor. „Jmparcial“ glaubt, daß dieſe
Spaltung neue Schwierigkeiten ſchaffen wird.

Belgien. Jm Senat brachte der Senator Hanrez einen Geſetz
entwurf ein, der darauf abzielt, die Kongofrage einer Volks-
abſtimmung zu unterwerfen.

Schweiz. Der Nationalrat hat einem Antrage auf Schaffung eines
ſozial ſtatiſtiſchen Amtes zugeſtimmt.

Rußland. An Stelle des Fregattenkapitäns Fürſten
Dolgourokow iſt Leutnant Bock zum Marine-
attachsé bei der ruſſiſchen Botſchaft in Berlin und der
ruſſiſchen Geſandtſchaft im Haa ge ernannt worden.

Die Du ma begann in ihrer Sitzung am 31. März mit
der Prüfung des Budgets. Die Budgetkommiſſion
beantragte, das Budget der Reichskontrolle ohne
Aenderung, jedoch mit folgender Uebergangsformel zur
Tagesordnung anzunehmen:

Daß die Reichskontrolle nur unter der Bedingung der Selbſt
ſtändigkeit und Unabhängigkeit rechtsgemäß arbeiten könne, wobei
der Reichskontrolleur nicht Mitglied des Miniſterrats ſein dürfe,
daß ferner das notwendige Zuſammenarbeiten der geſetzgeberiſchen
Inſtitutionen mit der Reichskontrolle feſtgelegt werden müſſe,
daß ſchließlich die Ausnahmen von der Kompetenz der Reichs
kontrolle abgeſchafft werden müßten

Alle Redner mit Ausnahme des Vertreters der Sozial
demokratie und der Arbeitsgruppe waren mit der Vorlage
einverſtanden. Darauf nahm das Haus das Budget der
Reichskontrolle und die Uebergangsformel an.

Sämtliche Mitglieder des finniſchen Verwal
tungsdepartements des Senats beſchloſſen ein
ſtimmig, dem Generalgouverneur mitzuteilen, daß ſie ihren
Abſchied zu nehmen gedenken.

Türkei. Die Pforte hat dem perſiſchen Botſchafter mit
geteilt, daß zwei perſiſche Anarchiſten gegen die
Stiefmutter des Schahs, Prinzeſſin Ula, welche ſich
auf einer Pilgerfahrt in Kerbela befindet, einen Anſchlag
verübt hätten, indem ſie durch ein Fenſter auf ſie ſchoſſen.
Die Prinzeſſin blieb unverletzt. Die beiden Perſer wurder
verhaftet.

Rumänien.

will die Zulagen nur

Der Juſtizminiſter unterbreitete der Kammer
einen Geſetzentwurf betreffend die Beſchränkung
des Rechtes, Landgüter in Pacht zu geben. Der
Entwurf unterſagt die Verpachtung an eine einzelne Perſon
oder an eine Geſellſchaft (direkt oder durch Zwiſchenperſonen)
gegen Bezahlung von Pachtgeld, ſofern der verpachtete Beſitz als

Cangzes 4000 Hektar überſteigt.



Die Kammer nahm den bereits vom Senat genehmigten
Entwurf betreffend die Neuorganiſation von Land
gemeinden an.

Großbritannien. Jm Unterhauſe brachte der Chef-
ſekretär für Jrland, Birrel, einen Geſetzentwurf ein, der die
Begründung zweier neuer Univerſitäten in
Jrland vorſchlägt.

Die eine ſoll in Belfaſt errichtet und aus dem gegenwärtigen
Queens College in Belfaſt gebildet werden. Die zweite Univerſität
ſoll aus den Colleges von Cork und Galway zuſammengeſetzt und
in Dublin errichtet werden. An den neuen Üniverſitäten werden
die Profeſſoren und Studenten keinen Teſteid zu leiſten haben.
Staatsgelder ſollen für theologiſche Lehrzwecke nicht verwendet
werden. Rektor der neuen Univerſität in Dublin ſoll aber er
römiſch katholiſcher Laie ſein. Die Stellung des Trinity College
in Dublin bleibt unberührt. Das Schatzamt gibt 80 000 Pfund
jährlich, die auf die beiden Univerſitäten verteilt werden. Auch
für die erforderlichen Gebäude ſind beträchtliche Summen be-
ſtimmt. BVirrel erklärte, Anſtalten für die höhere Geiſtesbildung
ſeien in Jrland dringend nötig. Balfour (konſervativ) und Dillon
(Nationaliſt) ſtimmten dem Entwurfe zu.

Marokko. Admiral Philibert meldet, daß der
Gouverneur von Azemur, Si Aiſſi, die Chiadenas, die ſich
kürzlich dem General d'Amade unterworfen hatten, ange
griffen hat. Die Mahalla von Si Aiſſi wurde von den
Chtoukas unterſtützt. Gegen Ende des Kampfes fiel El
Maizi, der Kaid der Chiadenas.

Jm franzöſiſchen Senat wurde die Kredit-
vorlage für Marokko einſtimmig angenommen.

Aus Nah und Fern.
Deutſche HeimarbeitsAnusſtellung. Dienstag vormittag fand im

Alten Senckenbergſchen Jnſtitut zu Frankfurt a. M. die Eröffnung
der Deutſchen Heimarbeits- Ausſtellung ſtatt. Die offizielle Rede hielt
der Vorſitzende des Vorſtandes, der in kurzem die Geſchichte der Aus
ſtellung und ihre Ziele auseinanderſetzte, worauf der Vorſitzende des
wiſſenſchaftlichen Ausſchuſſes von der Frankfurter Akademie in längerer
Rede die Organiſation der Ausſtellung und ihre eigentlichen Ziele
ſchilderte. Ein Rundgang durch die Ausſtellung ſchloß ſich an.

Schwerer Unfall auf dem Exerzierplatz. Auf dem Gandauer
Exerzierplatz ereignete ſich, wie die „Schleſiſche Zeitung“ meldet, ein
ſchwerer Unfall, indem beim Geſpann Exerzieren der vierten Batterie
des Feldartillerie- Regiments Nr. 6 ein Geſchütz umſtürzte, wobei einem
Gefreiten der Bruſtkaſten eingedrückt, ein Kanonier ſchwer und ein
anderer leicht verletzt wurde. Der Gefreite iſt ſeinen Verletzungen
erlegen.rkan in Apia. Ueber Auckland wird der Kabelgramm Geſellſchaft

gemeldet, daß in Apia durch einen Orkan eine Anzahl Fahrzeuge teils
auf den Strand aufgetrieben, teils zertrümmert worden ſind. Die See
iſt in die Hauptſtraße der Stadt eingedrungen und hat erheblichen
Schaden angerichtet.

Betrügeriſcher Juwelier. Dem „Berl. Lokalanz.“ zufolge iſt in
Bodenbach (Elbe) der Juwelier Paul Fahrenberger wegen großer Be
trügereien verhaftet worden. Geſchädigt ſind hauptſächlich auswärtige

uweliere.
Der Anarchiſtenführer Bergmann in New-York, der am Montag

ſreigelaſſen worden war, iſt am Dienstag wieder verhaftet
worden, weil er verdächtig iſt, an dem Bombenattentat vom Sonnabend
beteiligt zu ſein.

Erſtochen. Jn Neuhof wurde der Schmied Auth im Streite
von einem 20jährigen Burſchen erſtochen.

Beim Ringkampf. Den Blättern zuſolge erlitten bei den Ring-
kämpfen im Berliner Palaſttheater am Dienstag zwei Ringkämpfer
einen Unfall. Bei einem hitzigen Kampfe ſtürzten Ritzler Württemberg
und ChemjakinRußland in das Orcheſter. Der Ruſſe wurde derartig
an den Rippen verletzt, daß er ins Krankenhaus gebracht werden mußte.

Provinz Sachſen und Umgebung.
Ennewitz, 30. März. (Ein überaus dreiſter

Einbruch) wurde vorgeſtern nachmittag im Holzweißig-
ſchen Hauſe ausgeführt. Die Eheleute waren nicht zu Hauſe.
Die Fenſter der unteren Räume waren durch Laden geſchloſſen.
Die Einbrecher erbrachen einen Fenſterladen, zerſchlugen ein
Fenſter und ſtiegen durch dasſelbe ein. Jn der Wohnung er-
brachen ſie ein Wandſchränkchen und fanden eine Taſchenuhr.
Die vermutlichen Täter ſollen zwei Handwerksburſchen ſein,
welche vorher im Dorfe gebettelt hatten.

Baitgendorf (Cölleda), 31. März. (Diebe.) Jn einer
der letzten Nächte wurde im hieſigen Pfarrhauſe eingebrochen.
Da die unteren Wohnräume und ihre Behältniſſe keine Beute
darboten, wurde dem Studierzimmer im erſten Stockwerk ein
Beſuch abgeſtattet und der Schreibtiſch erbrochen und durchſucht.
Die vorhandenen Wertgegenſtände ließ man unberührt, nur die
darin aufbewahrten preußiſchen Krönungs- und Jubiläums-
müngen wurden entwendet.

Roßleben, 31. März. (Abiturientenprüfung.)
Bei denr am 27. er. unter Vorſitz des Geheimrats Prof. Dr.
Beyer aus Magdeburg und in Gegenwart des Erbadminiſtra-
tors Grafen v. Witzleben auf Altdöbern abgehaltenen
Abiturientenexamen beſtanden ſämtliche angemeldete Zöglinge,
nämlich die Oberprimaner Leo v. Funcke, Simon v. Renthe-
Fink, Gottfried v. Bülow, Edmund Honig, Malte
v. Kühlewein, Hans Henning v. Jouanne, Walter
Steinbrecht, Hans Stechow, die beiden erſten unter Be
freiung von der mündlichen Prüfung.

Allerlei aus der Provinz und den angrenzenden Staaten.
Die chemiſchen Werke Schönebeck, G. m. b. H., bauen

auf ihrem Terrain in Schönebeck a. E. gegenwärtig eine neue
Schwefelſäurefabrik. Man hofft im Herbſt die Neu-
anlage dem Betriebe übergeben zu können. Jn Klein-
Croſtitz bildete ſich eine Acetylengenoſſenſchaft,
welche die ſeitens der Kleinbahn Crenſitz-Croſtitz geſchaffene Gas
anlage mit der am dortigen Bahnhofe angelegten Zentrale von
der bisherigen Jnhaberin für 16 000 Mark übernimmt. Jn
Berka a. Jlm vernichtete ein Waldbrand eine Fichten-
ſchonung im Umfange von 1000 Quadratmetern. Für die vom
Landtage von Reuß j. L. neu bewilligte Stelle des Miniſte-
rialreviſors iſt der Sekretär Kutſchbach von der ſäch-
ſiſchen Baugewerksberufsgenoſſenſchaft in Gera beſtimmt
worden. Die Fachwebeſchule in Gera hielt kürzlich
ihre Oſterausſtellung von Schülerarbeiten ab. Etwa
30 Schüler wurden mit Prämien ausgezeichnet. Geheimer
Kirchenrat Dr. phil. Otto Hoffmann in Meiningen iſt
im Alter von 64 Jahren geſtorben. Er war früher Rektor und
Oberpfarrer in Camburg und wurde im Jahre 1901 in den
Oberkirchenrat des Herzogtums Meiningen berufen. Jn
Hohenleina wurde in der Sandgrube des Maurermeiſters
Richter abermals ein menſchliches Skelett gefunden, das
dieſelbe Lage einnahm wie das dort vor zwei Jahren aufge
fundene. Offenbar handelt es ſich hier um ein Maſſengrab.

Der Herzog von Sachſen-Meiningen hat dem
Turnverein in Pößnechk, der am 27. und 28. Juni d. Js.
das Jubiläum ſeines 50jährigen Beſtehens begeht, aus Anlaß
dieſer Feier eine koſtbare geſtickte Fahnenſchleife geſtiftet.

Der 17 Jahre alte Sohn des Thermometerfabrikanten Emil
Ludwig in Langewieſen ſtürzte in einem epileptiſchen
Anfalle in die Düngergrube und erſtickte. Jn dieſem
Jahre ſoll in Frankenhauſen a. K. ein Heimatsfeſt
veranſtaltet werden. Die Vorbereitungen ſind bereits begonnen
worden. Jm Geſtrüdſchachte bei Meuſelwitz wurde der
32 37 alte Bergarbeiter Louis Friedrich verſchüttet und
getötet.

Letzte Telegramme.
Marokko.

Paris, 1. April. Nach einem Telegramm des Generals
d'Amade vom 29. März abends hat ſich dieſer in das Gebiet der
Medakra begeben. Da mehrere Abteilungen der Medakra bei ihrer
feindlichen Geſinnung verharrten, kam es zum Kampfe. Ein Zug
Schützen und ein Zug Spahis ſtanden 300 Marokkanern zu Fuß
gegenüber. Der Feind wurde bis Mquarte verfolgt. Die Schützen
gingen ſogar bis zum linken Ufer des Ued Fakka vor. Auf
franzöſiſcher Seite fielen die beiden Offiziere, die die Züge be
fehligten und ſechs Mann. 12 Mann wurden verwundet und nach
Mediunah gebracht. Keiner der Gefallenen war vom Feinde ver-
ſtümmelt worden.

Berlin, 1. April. e „Berl. Lok.-Anz.“ zufolge iſt Bi S

marcks einzige Schweſter, Malwine v. Arnim,
geſtern abend hier geſtorben.

Düſſeldorf, 31. März. Die Stadtverordneten bewilligten
950 000 Mk. für Erweiterungsbauten und Einrichtungen in den
Allgemeinen ſtädtiſchen Krankenanſtalten, mit denen eine Aka-
demie für praktiſche Medizin verbunden iſt. Die
Anſtalt, die etwa ein Jahr in Betrieb iſt, hat bereits 7 Millionen
Mark verſchlungen.

Rom, 31. März. Bei der Fahrt an der Küſte von Bari
vorüber ließ der Kaiſer die „Hohenzollern“ auf ein paar hundert
Meter an die Küſte heranfahren und betrachtete das Schloß
von Bari lange durch ein Fernglas. Eine große Volksmenge
ſammelte ſich am Kai an und begrüßte den Kaiſer durch
ſtürmiſche Zurufe. Der Kaiſer dankte, indem er die Mütze
ſchwenkte.

Börſen- und Handelsteil.
Allgemeines.

Diskontermäßigung um ein Prozent
Jn Kreiſen der Reichsbank nimmt man an, daß dieſe

ſich, falls der Montag und Dienstag das bisher relativ günſtige
Bild des Status nicht allzu ſehr verſchoben haben, in der
erſten Hälfte des Monats April zu einer weiteren
Diskontermäßigung, und zwar vorausſichtlich um ein
volles Prozent entſchließen wird.

W. Jn der Geſellſchafterverſammlung des Kaliſyndikats am
31. März teilte Generaldirektor Graeßner mit, daß die vor-
läufige Schätzung des finanziellen Ergebniſſes im
erſten Quartal des laufenden Jahres ein Mehr von etwas
über 3,3 Millionen Mark ergeben hat. Darauf erfolgte die
Aufnahme der Aktiengeſellſchaft Krügershall. Schließ-
lich teilte Oberbergrat Paxmann mit, daß in den nächſten
Wochen die Beſprechung über den Entwurf eines neuen Syn-
dikatsvertra ges ſtattfinden ſolle.

Die Gewerkſchaft Veienrode beabſichtigt laut „Berl.
Börſ.-Cour.“ die Herabſetzung der Quartalsagaus-
beute von 150 auf 100 Mk. pro Kux.

W. Vom Roheiſenmarkt. Wie Kötlniſche Blätter melden, hat die
Rheiniſchweſtfäliſche Roheiſeneinkaufsvereinigung in Düſſeldorf in ihrer
Sitzung am Montag ihre Auflöſung beſchloſſen, da ſie bei dem Roh
eiſenſyndikat nicht das mindeſte Entgegenkommen hinſichtlich der Preis
ſtellung fände und deshalb einzelne Mitglieder frei ſein wollen, vorliegende
billige Angebote auf dem freien Markt zu benühen.

Sächſiſch Thüringiſche Portlandzementfabrik Prüßing
u. Co., Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, in Göſchwitz (Saale)
Jn der Generalverſammlung wurde die Dividende auf
18 Proz. feſtgeſetzt. Kommierzienrat L. Opel in Apolda wurde
in den Auffichtsrat wiedergewählt.

y. Hamburg Amerika-Linie. Der Emiſſionskurs
der neuen 4 proz. Prioritätsanleihe iſt auf 99,25
Prozent feſtgeſetzt.

W. B. Gewinnziehung der Braunſchweiger 29-TalerLoſe
von 1869: 180 000 Mk. Serie 4578 Nr. 26; 9000 Mk. Serie
9991 Nr. 44; 6000 Mk. Serie 7175 Nr. 48; 1500 Mk. Serie
2726 Nr. 40; je 300 Mk. Serie 33. Nr. 13, Serie 1393 Nr. 15,
Serie 1393 Nr. 16, Serie 2797 Nr. 41, Serie 4578 Nr. 12, Serie
6656 Nr. 30, Serie 6656 Nr. 42, Serie 7144 Nr. 21, Serie 8869
Nr. 4, Serie 9789 Nr. 37; je 210 Mk. Serie 33 Nr. 10, Serie
1383 Nr. 11, Serie 2696 Nr. 14, Serie 4320 Nr. 23, Serie 8380
Nr. 2, Serie 9887 Nr. 8.

V. Wollauktion in London. Dienslag, 31. März. Geſchäſt leb
haſter, Preiſe befeſtigt, beſonders Croßbreds.

A. Produkten- und Warentmärkte.
Getreide, Hülſenfrüchte und Futtermittel

Magdeburg, 31. März. Getreide und Futtermittel.
(Amtliche Notierungen.) Die Notierungen verſtehen ſich für 1000 kg
netto ab Station und frei Magdeburg. Weizen ruhig, engliſcher
und Sommer gut 197-201 mittel A. gering bis

do. Kolben Sommer- gut 210-212 do. Rauh
gut do. ausländiſcher gut 210--220 Roggen
unv., inländiſcher gut 186 190 mittel bis
Gerſte unv., hieſige Chevaliergerſte gut 180 185 mitte,

feinſte hieſige Landgerſte gut 170 bi,
178 mittel ausländiſche Futtergerſte, gu142--146 feinſte über Notiz Hafer unv., inländ. gut 150 bi,
162 mittel A. Mais ruhig, runder gut 151 155
e bunter C. Erbſen, hieſige Viktoria guT 77 is e

L. Hamburg, 31. März. Tägliche ausländiſche Offerten in Mark per
Tonne einſchließlich FrachtZoll-Speſen, Mitgeteilt von der Preis
berichtſtelle des Deutſchen Landwirtſchaftsrat 8.
Weizen: Hardwinter II März 217 Roſafé 79 Kg ſchwim. 204
Februar März 205 April Mai 207 Barletta Ruſſo
79 kg ſchwim. 203 Febr. März 204 März April 204
April Mai 2064 La Plata ung. 80 kg März April 206 AC,
Blueſtem ſchwim. 212 Walla Walla ſchwim. 211 Noggen:
Südruſſ. 9 Pud 10/15 Taganrog März April 195 c, Weſtern II
Verſchiffg. 193 Futtergerſte: Südruſſ. 60/61 kg
März 134 AC, April Juni 1341 Mai s La Plata April, Mai
139 AC, Mai Juni 133 Juni Juli 138 Odeſſa fällig
1453 achttägig 116 Mixed März 148 AC, gedarrt März 150 c

Berlin. 31. März. Berliner Produktenbörſe.) Die
amtlich feſtgeſtellten Preiſe waren am Frühmarktz Weizen, inländ
201,00 202,00 G. ab Bahn und ſrei Mühle. Roggen inländ.
183,00--184,00 ab Bahn und frei Mühle, Mai
Hafer, märk., mecklenb, vomm., preuß., poſ. u. ſchleſ. ſein 171,00
bis 182,00 mittel 162,00-— 170,00 gering 157,00 101,00
ab Bahn und frei Wagen, Mai A. Mais amerik. mixed
156,00--159,00 runder 156,00 158,00 frei Wagen.
Gerſte, inländ. Futtergerſte mittel und gering 150,00 160,00
gute 161,00--170,00 ruſſ. und Dogau keichte 146,00 bis
150,00 ab Bahn und frei Wagen. Erbſen, inländ. und ausl.
Futterware, mittel 168,00 182.00 feine Futter und Tauben
erbſen 183,00--195,00 kleine Kocherbſen bis A,
Viktorigerbſen A. ab Bahn und frei Wagen. Weizenmehl 00
25,7528,25 Roggenmehl 0 und 1 24,10-26, 10 Weizenkleie
12,50--13.20 Roggenkleie 12,50 13,00 C. Mittggsbörſe: Weizen,

inländ. 201,00--202,60 ab Bahn, Mai 2023,50 202,75Juli 206,50--205,75 206,50 Schiember 188
bis 189,25 Roggen inländ. 183,00 184,06 ab Bahn, Mai
193,00--192,00 18,800 Juli 190,00-- 189,00-—1680,75
September 175,00--174,50 174,75 Hafer Mai 160,50 160 25
bis 160,75 Juli 163,00-- 163,50 Weizenmehl 00 25,70 bis
28,00 Roggenmehl 0 und 1 24,00—26,10 Rüböl Mai 74,00
74,20--74,10 Oktober 71,10 76,80

L. Weltmarkt, Verlin, 31. März. Tägliche Börſennotierungen auf
dem Weltmarkt in Mark für 1000 kg ausſchl. Fracht, Zoll und Speſen.
(Mitgeteilt von der Preisberichtſtelle des Deutſchen
Landwirtſchaftsrats.) Weizen: Berlin, 755 gr., Mai
203,50, Juli 206,50. Newyork, Red Winter Nr. 2 loko 154,70, Mai 157,90.
Chicago Northern I Spring, Mai 143,70, Juli 136,40. Liverpool
Red Winter Nr. 2, Mai 155,55. Paris Lieferungsware April 181,90.
Budapeſt Lieſerungsware April 190,70. Odeſſa Ulka 925 3 49
Beſ. einſchl. Bordoſpeſen loko 158,65. Buenos-Aires Durchſchn.
Qualität bordſrei Roggen: Berlin 712 gr. Mai 193,00,
Juli 189,75. Odeſſa 910 einſchl. Bordoſpeſen loko 139,15. Hafer:
Berlin 450 gr. Mai 160,75, Juli 163,50. Mai s: Berlin
Lieferungsware Mai Newyork mixed Mai 124,70. Buenos-
Aires Dürchſchn.- Qualität bordfrei

Stroh und Heu.
Halle a. S,, 31. März. (Mitgeteilt von Otto We ſt p h al.)

Sämtliche Preiſe gelten für 50 kg, und zwar bei Partien frei Bahn
hier, bei einzelnen Fuhren ſrei Hof hier.

RoggenLang ſtroh (Handdruſch): 2,850 bei Paitien,
3,00 in einzelnen Fuhren.

Maſchinen ſtroh für Papierfabriken bei Partien: Roggenſiroh
1,25 c. Weizenſtroh 1,20 zu Streuzwecken bei Partien Roggen
ſtroh 1,70 Weizenſtroh 1,70 in einzelnen Fuhren: Roggen
ſtroh 2,00 Weizenſtroh 2,00 Vreitdruſch bei Partien: Roggen
ſtroh 2,25 Weizenſtroh 2,25 in einzelnen Fuhren: Roggenſtrohj

2,50 A. Weizenſtroh 2,50 ßWie ſenheu hieſiges oder Thüringer, beſte Sorten, bei Partien:
4,25 in einzelnen Fuhren 4,50--4,75 gute freinde Sorten,
bei Partien: 3,80 in einzelnen Fuhren: 4,00 4,25 A.

Kleeheun erſter Schnitt, beſte Sorten, bei Partien: 4,50
in einzelnen Fuhren: 4,75 minderwertige Sorten, bei Partien

in einzelnen Fuhren A.Torfſtreu in 200 Ztr.-Ladungen: ſrei Bahn hier 1,10 in
einzelnen Ballen: vom Lager hier 1,00

Hiätkkſel, geſund und trocken, bei Partien frei Bahn hier 2,10
in einzelnen vom Lager hier 2,70

Kartoffeln, Kartoffelmehl und Stärke.
Berlin, 21. März. Kartofſelſtärke 24,75 25,25 Mk., Kartoffel

mehl 24,75--25,25 Mk., feuchte Stärke 14,30 Mk.

Spiritus.
VParis, 31. März. Spiritus ruhig, März 45,75,

April 46,00, Mai Auguſt 47,25, Septbr. Dezbr. 41,50.

Hamburg 21. März. Spiritus flau, März 30 G.,MärzApril 29x G., April-Mai 29x G.
Oele und Oelfrüchte.

Kölu, 31. März. Rüböl loko 76,50, Mai 75,50.
Hamburg, 31. März. Rüböl ruhig, loko verzoillt 74,00.
Paris, 31. März. Rüböl matt, März 84,25, April 84,25,

Mai Auguſt 81,50, Sept. Dez. 81,25.
Amſterdam, 31. März. Leindl behauptet, loke April 22,

Mai Auguſt 22 Sept.Dezbr. 228
W. Peſt, 31. März. Raps per Auguſt 16,40 Gd., 16,50 Hr.

Zucker.
W. Hamburg, 31. März. Rüben Rohzucker 1. Produkt Vaſis 88970,

Rendement, neue Uſance, frei an Bord Hamburg per 106 Kilo,
per März 23,00, April 23,00, Mai 23,20, per Auguſt 23,20, per
Oktober 20,85, Dezember 20,35. Tendenz: Behauptet.

W. London, 31. März. 960 JavaZucker prompt ruhig, 12 ſh. d.
Verk. Rüben Rohzucker Februar matt, 11 ſh. 5 d. Wert.

Kaffee
Hamburg, 31. März. KaſſeeTerminNotierungen. Nur für

Good average Santos April 31 G., Mai 31 G., September 31 G.,
Dezember 32. Tendenz: Stetig

Havre, 31. März. Kaffee. Good average Santos März 41,25,
Mai 41,25, Septbr. 41,50, Dez. 41,50. Tendenz: Ruhig.
o 5 Amſterdam, 31. März. JavaKaſſee, good ordinary, ruhig,
oko 37.

W. Rio de Janeiro, 30. März. Kaſſee. Zuſuhr 6 000 Sack in
Rio, 18 000 Sack in Santos.

Wolle und Baumwolle.
Bremen, 31. März. Baumwolle, ruhig, Upland middling

Antwerpen, 31. März. Wolle. LaPlata-Zug Type B. April
4,65 Käufer, September 4,37 Käufer. Behauptet.

Liverpool, 31. März. Baumwolle. Umſatz 5000 Ballen,
davon für Spekulation und Export 300 Ballen. Tendenz: Ruhig.

Amerikan. good ordinary Lieferungen Stetig. Per April 5,28,
per April-Mai 5,27, per MaiJuni 5,28, per Juni-Juli 5,28, per Juli
Auguſt 5,27, per Aug. September 5,23, per Sept.Okt. 5,18, per Okt.
Nov. 5,13, per Nov.Dez. 5,20, Dez.Jan. 5,09.

Petroleum
Hamburg, 21. März. Petroleum ſeſt, Standard white loko

7,55.

Metalle.
Amſterdam, 31. März. Bancazinn behauptet, loco 882.
London, 31. März. Silber 2510 Lſtrl. ChiliKupfer 60 virl.,

per 3 Menat- 60 Lſtri., Dlei, ſpan. 14 LſirI., engl. 148/g Litrl.,
Zinn 1442/, Lſtrl., Zink 21 Lſiel.

Glasgew, 31. März. Roheiſen. Scotch warrants h. d.
Warrants Middlesborough III 51 geb. 8 d.

E. Tiere nnd tieriſche Prodnkte.
Schlachtviehmärkte.

Magdeburg, 31. März. (Amtlicher Bericht.) Städtiſcher Schlacht
und Viehhof. Auftrieb: 239 Rinder, 352 Kälber, 126 Schaſvieh
uſw., 1310 Schweine. Bezahlt ſür 100 Pfund Lebendgewicht (gemäß
den Feſtſtellungen durch die Wagen im Viehhof): Ochſen: A, 40-41,
B. 36 37, 0. 32 34, D. 28 30 Bullen: A, 38 40,
B. 33--36, C. 29 31, D. 26-28 Kalbe nu. Kühe: A.
B. 30--32, C. 27--29, D. 24--26, E. 20- 22 Kälber:
A. 52--57, B. 44--50, C. 31 40, D. 2534 A. Schafe: A. 37
bis 39, B. 33--36, C. 28 32 Schweine (mit 20 Tara):
A. 57--58, B. 53 55, O. 48 52, D. 46 52 Verlauf und
Tenden z: Rinder langſam, ſonſt mittelmäßig. Ueberſtand:z
25 Rinder, 6 Kälber, 23 Schafe, 32 Schweine.

C. Neueſte HaudelsDepeſchen.
W. NewYork, 31. März. Roter Winter-Weizen loko 99/ per

Mai 101, per Juli 952 per Sept. 92 per Dez.
Mais ver Mai 75 ver Juli 72, per Sept. Mehl 4,85.
Getreidefracht nach Liverpool 1

W. Chieago, 31. März. Weizen per Mai 92 per Juli 877
Mais per Mai 66!

W. NewYork, 21. März. Petroleum Standard white in New
York 8,75, do. in Philadelphia 8,70, do, in Reſined Caſes 10,90, do.
Credit Balances at Oil City 178.

W. NewePork, 31. März. Schmalz Weſternſieam 8,75, Rohe und
Brothers 8,95.

en

Verantwortlich: Für Politik und Feuilleton: Br. Walther Gebensleben;
für Provinz, Allgemeineß, Vörſen- und Handelsteil: Max Ebeling für Lolales:
i. V. derſelke Schlußredaktion Kl. Vervecke, ſämtlich in Halle a. S.
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